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Die vorliegende Arbeit ist die wissenschaftliche Auseinandersetzung mit 
der aktuellen Wohnungspolitik der Stadt Weimar und wurde Ende 2014 
fertiggestellt. Ihr ging ein Prozess mit einer Gemeinschaft von Weimarer 
BürgerInnen voran. Die Initiative »Wohnen in Weimar« sucht nach alter-
nativen Wohntypologien, strebt gemeinschaftliche Wohnformen an und 
bemüht sich aktiv um eine langfristig zukunftsfähige, bürgerinitiierte 
Erweiterung der aktuellen Wohnraumsituation. Konkret versuchte die 
Initiative mit dem Verein »Ro70« das ehemalige Hufeland-Klinikum in der 
Eduard-Rosenthal-Straße 70 zu erwerben. Aus diesem zunächst geschei-
terten Vorhaben entstanden stattdessen weiterführende Projekte. Das 
Engagement dieser Initiative wurde für mich zur Motivation die Wohnraum-
situation wissenschaftlich und von mehreren Seiten zu beleuchten. Es 
soll von einer anderen Perspektive untersucht werden wie der aktuelle 
Wohnungsmarkt sich tatsächlich darstellt, ob er den Bedürfnissen der 
Nachfrageseite gerecht wird, welche Ziele die Kommune verfolgt und 
welche Einflussmöglichkeiten bestehen.

Auch innerhalb der Bauhaus-Universität haben parallel zu dieser Arbeit 
Auseinandersetzungen mit der sozialen Wohnraumversorgung, möglichen 
Alternativen oder stadtplanerischen Lösungsstrategien stattgefunden. 
Methodisch unterscheidet sie sich diese Arbeit einerseits durch die 
Betrachtung der Zielgruppe, über das Klientel des sozialen Wohnungsbaus 
hinaus und andererseits wird eine (ostdeutsche) Mittelstadt betrachtet, 
die bisher im wissenschaftlichen Diskurs außen vor waren. Es handelt 
sich also um ein Thema, das nicht mehr nur Großstädte betrifft und für 
BürgerInnen ebenso von Interesse ist, wie für politische VertreterInnen 
oder WissenschaftlerInnen. 

Entstanden ist diese Arbeit mit Hilfe tatkräftiger Unterstützung von 
Betreuenden, InterviewpartnerInnen, Akteueren und Freunden. Der Dank 
gilt Barbara Schönig und Caroline Kauert für die methodische Hilfestel-
lung, den InterviewpartnerInnen Herrn Soehlke in Tübingen, Herrn Heinz 
aus Greifswald, Herrn Goller in Bamberg, Herrn Eberhard aus Lüneburg, 
sowie Herrn Liprecht und Frau Höbel stellvertretend für die Stadt Marburg. 
Ohne deren umfangreiche Expertise und die Bereitschaft, diese auch 
weiter zu geben, hätte die Arbeit in diesem Umfang nicht entstehen 
können. Darüber hinaus danke ich Karsten Swinnes, Andrea Heidecke, 
Jakob Kratzsch, Anna Heudorfer, Christopher Falke und Cilia Lichtenberg 
für ihre Unterstützung ebenso wie Frédéric Krauser, Michael Protschky 
und Alexandra Hegmann, dem koopstadt-Projekt für den Workshop 2014, 
der Gründerwerkstatt »neudeli« und nicht zu vergessen allen Akteuren der 
Wohnen-in-Weimar-Initiative für die Inspiration sowie meinen Freunden 
und meiner Familie.
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11 Einleitung

1.1 Motivation, Problemstellung und Eingrenzung

Die Motivation, zum Thema der Wohnraumversorgung zu forschen, entstand 
durch die Beobachtungen eines sich stark verändernden Wohnungsmarktes 
in Weimar während der letzten Jahre. Wo zunächst nur die Fassaden 
erneuert wurden, veränderte sich kurz darauf häufig die Bewohnerschaft und 
mitunter sogar der Charakter einiger Häuser. Kurze Zeit später waren auf 
dem gesamtstädtischen Wohnungsmarkt Veränderungen wahrnehmbar, 
welche die Verfügbarkeit sowie Bezahlbarkeit von Wohnräumen betrafen. 
Bis schließlich die privaten vier Wände, Wohnstandards und -kosten, immer 
häufiger öffentlich diskutiert wurden und bis heute Anlass für politische 
Auseinandersetzungen sind. All diese Beobachtungen wurden begleitet von 
ähnlichen Erfahrungsberichten aus (benachbarten) Städten, Medienbei-
trägen oder Bürgerbewegungen. Alle weisen eine vergleichbar pessimis-
tische Tendenz auf, was die zukünftige Wohnsituation innerhalb deutscher 
Städte angeht [vgl. Das Erste. 2014 | N24 GmbH. 2014]. Das Thema der 
Wohnraumversorgung wurde von vielen Seiten, ortsübergreifend, stark 
diskutiert bis kritisiert. Eine Problematik, die persönlich wie politisch ist und 
alle Bevölkerungsgruppen betrifft. 
	 Der Wohnungsmarkt ist ein vielschichtiges Themenfeld, wo 
politische, wirtschaftliche, gesellschaftliche bis hin zu individuellen Inte-
ressen aufeinander treffen. Hinzu kommt, dass das Thema auf Bundes-, 
Landes- und kommunaler Ebene unterschiedlich wahrgenommen und 
beeinflusst wird [vgl. RegioKontext GmbH. 2013. 40ff. | BBSR. 2011. 25ff.]. 
Diese Arbeit beschränkt sich deshalb auf die Stadt Weimar als Gegen-
stand und den Einfluss, den eine Kommune wohnungspolitisch ausüben 
kann. Es werden nur kommunale Instrumente untersucht, die von Weimar 
und anderen vergleichbaren Mittelstädten angewandt werden können. 
Übergeordnetes Ziel dieser Arbeit ist es, wohnungspolitische Instrumente 
zur Gewährleistung von bezahlbarem Wohnraum zu erfassen und eine 
Handlungsempfehlung für die Stadt Weimar zu erstellen, durch die preis-
günstige Wohnungen gesichert und erweitert werden können. Dabei soll 
neben der aktuellen Situation, auch die Entwicklung des Wohnungsmarktes 
untersucht werden, um mögliche Veränderungen aufzuzeigen. Notwendige 
Landes- und Bundespolitische Zusammenhänge werden nur in relevantem 
Umfang erwähnt.

Durch zahlreiche Änderungen der Gesetzes- und Förderlandschaft im 
sozialen Wohnungsbau und später in der sozialen Wohnraumförderung, 
ergibt sich eine veränderte Problemstellung innerhalb der Wohnungspolitik. 
Einerseits hat mit der Deregulierung der wohlfahrtstaatlichen Aufgabe 
der Wohnraumversorgung die Einflussnahme des Bundes ab- und die der 
Kommunen stetig zugenommen; oftmals ohne den Kommunen entsprech-
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ende finanzielle Mittel oder Strategien bereit zu stellen [vgl. Krummacher. 
2011. 205]. Die Arbeit widmet sich daher dem lokal vorherrschendem 
Mangel an kommunalen Handlungsstrategien und Lösungsansätzen. 
Bisher verfolgte Strategien der Politiker und Verwaltung Weimars sollen 
aufgezeigt und deren Handlungskompetenzen erweitert werden. Anderer-
seits hat durch die veränderte Förderpolitik eine Fokussierung bzw. 
Vernachlässigung bestimmter Zielgruppen stattgefunden. Mit der Änderung 
des Wohnraumförderungsgesetz (WoFG) ist auch eine Verschiebung der 
Grenze, von Einkommen die zur Verfügung stehen dürfen einher gegangen, 
um zusätzliche staatliche Hilfe in Anspruch nehmen zu dürfen. Durch 
diese neue Einkommensgrenze finden »breite Schichten« [ebd.] keine 
ausreichende Berücksichtigung mehr. Deshalb bezieht sich die Arbeit 
auf die Betrachtung jener Zielgruppe, die zuviel verdienen, um staatliche 
Zuschüsse zu erhalten, aber zu wenig, um sich selbstständig mit Wohnraum 
auf dem Markt versorgen zu können. Demnach sind diese Gesetzesänder-
ungen auf indirekte Weise nicht nur Anlass dieser Arbeit, sondern führen 
auch zu der Annahme, dass die untere und mittlere Einkommensschicht, 
denen keine Transferleistungen zustehen, am stärksten von der aktuellen 
Mietpreisentwicklung betroffen sind. Durch die Fokussierung der unteren 
und mittleren Einkommensschicht, die nicht in die Förderbedingungen 
der sozialen Wohnraumförderung passen, gibt es auch eine Abgrenzung 
zur Zielgruppe und der Fördermethode des sozialen Wohnungsbaus. Die 
soziale Wohnraumförderung unterstützt, je nach Einkommen, die Subjekte. 
Da die Subjektförderung für die sogenannten breiten Schichten nicht in 
Frage kommt, beschäftigt sich diese Arbeit vorrangig mit der Objektförder-
ung und lässt die soziale Wohnraumversorgung außen vor.

Über die sich ergebende Problemstellung durch gesetzliche Veränder-
ungen hinaus, haben sich zwei Forschungslücken aufgezeigt, aus denen 
sich jeweilige Zielstellungen für diese Arbeit ergeben. Erstens wurde die 
Wohnraumproblematik bisher vorrangig für Großstädte thematisiert [vgl. 
BBSR. 2012b. 1f.]. Nicht jedoch für Mittelstädte oder im Zusammenhang 
mit den kommunalen Einkommen. Mittelstädte sind oftmals genauso 
stark von den aktuellen Mietpreisentwicklungen betroffen wie Großstädte.1 
Auch wenn es sich nur um kleinere Agglomerationsräume2 handelt und 
die Mietpreissteigerungen weniger gravierend sind, weisen Mittelstädte 
vergleichbare Tendenzen auf [vgl. BBSR. 2012. 17f.]. Entweder weil sie 
sich in direkter Nähe zu einer Großstadt befinden, eine zentrale Versor-
gungsrolle für die umgrenzende Landbevölkerung darstellen, Universitäts-
oder Tourismusstädte sind. Außerdem ist nicht sicher, dass Mittelstädte 
bei bundes- bzw. landespolitischen Veränderungen tatsächlich beachtet 
werden. Denn gesetzliche Änderungen, z.B. die Mietpreisbremse, werden 
nicht bundesweit, sondern nur für bestimmte Großstädte diskutiert und 

1
Diese These widerspricht der 
Aussage Krummachers zur 
Wohnungsversorgung, der 
im nationalen Vergleich von 
einem »eher entspannten als 
angespannten Wohnungs-
markt« spricht, außer in 
den »wachsenden Ballung-
sräumen« wie München, 
Stuttgart, Köln etc., wo 
sich der Wohnungsmarkt 
vom Anbieter- zum Nach-
fragemarkt entwickelt habe 
[Krummacher. 2011. 203]. 

2
Agglomerationsräume sind 
Städte, unabhängig ihrer Ver-
waltungsgrenzen, mit direkt 
angrenzendem suburbanem 
Raum oder nahe liegenden 
Städten. Sie setzen sich aus 
einer oder mehreren Städten 
zusammen.

3
»The term describes what 
happens when forces 
outside the household 
make living there impossi-
ble, hazardous or unafford-
able« [vgl. Hartman et. al. 
1982. In Slater. 2012. 173f.]. 

4
Der scheinbar polemische 
Slogan »Recht auf Stadt« 
geht auf eine Schrift des 
Franzosen Henri Levebvre 
von 1968 mit dem Titel »Le 
droit á la ville« zurück. Die 
Welt-Charta definiert »[d]as 
Recht auf Stadt als ,gleiches 
Nutzungsrecht von Städten 
innerhalb der Prinzipien der 
Nachhaltigkeit, Demokra-
tie, Chancengleichheit und 
sozialer Gerechtigkeit‘« 
als »kollektives Recht der 
BewohnerInnen, insbeson-
dere der benachteiligten und 
marginalisierten Gruppen«. 
Dabei ist das Recht auf Stadt 
nicht als Zusatz auf einer 
Liste von Rechten, sondern 
eher als kollektiver Hebel zu 
deren Umsetzung gedacht 
[Mathivet. 2010. In: Geb-
harth; Holm. 2011.10f.] Die 
Autoren sagen, dass der 
Begriff und das Themen-
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ggf. durchgesetzt. Sollten nur Großstädte berücksichtigt werden, steht 
den Mittelstädten die Mietpreissteigerung noch bevor [o.V. 2014a]. Daher 
sollen die wohnungspolitischen Instrumente für Mittelstädte untersucht 
und aufgezeigt werden. Zweitens gibt es wohnungspolitische Begriffe, die 
im Alltag falsch definiert, verstanden bzw. wiedergegeben werden; gerade in 
Wahlprogrammen, auf Plakaten, bei Demonstrationen, aber auch Podiums-
diskussionen oder in Dokumentarfilmen. Die Untersuchung wird erschwert, 
wenn wissenschaftliche Begriffe falsch angewandt werden. Daher soll 
bezahlbarer Wohnraum definiert und von themenverwandten Begriffen 
abgegrenzt werden. 

Andere themenverwandte Begriffe und Diskurse der sozial gerechten 
Wohnraumversorgung sind beispielsweise die Gentrifizierungs-Debatte,3 
die Recht auf Stadt4-Bewegung, die Fragen nach einer gerechten Stadt [vgl. 
Lemke. 2007] oder wem sie gehört5. Auch wenn Weimar diesbezüglich noch 
nicht von einer wissenschaftlichen Perspektive betrachtet wurde und eine 
separate wissenschaftliche Auseinandersetzung notwendig ist, lassen die 
vorhandenen Daten der Stadt Weimar keine fundierten Aussagen darüber 
zu. Da die Arbeit in erster Linie den Ansatz lösungsorientierter, gegen-
standsbezogener Instrumente verfolgt und keine neoliberale Kritik sondern 
eine klare begriffliche Abgrenzung anstrebt, werden diese Begriffe und 
Diskurse ausgeblendet. Selbst themenverwandte Theorien, wie die soziale 
Mischung einer Stadt [vgl. Harlander; Kuhn 2012. 8ff.] Segregations- oder 
Verdrängungsprozesse können nicht behandelt werden. 

1.2 Hypothesen

Neben der bereits geäußerten Problemstellung gehen dieser Arbeit zwei 
Hypothesen voran, die im Verlauf verifiziert bzw. falsifiziert werden sollen. 
Mit der Ersten soll der aktuelle Stand der Wohnungsmarktentwicklung, die 
Relevanz des Themas und die Notwendigkeit in den Wohnungsmarkt einzu-
greifen, untersucht werden. Sie soll darüber hinaus Tendenzen aufzeigen, 
wenn empfohlene Handlungsstrategien verfolgt werden oder ausbleiben. 
Bezogen auf die Kommune Weimar und die Zielgruppe des bezahlbaren 
Wohnraumes heißt das: »Wenn der Bedarf an bezahlbarem Wohnraum 
nicht gedeckt werden kann und die Kommune keine weiteren Maßnahmen 
zur Gewährleistung anwendet, werden die unteren und mittleren Einkom-
mensgruppen noch stärker durch steigende Mietpreise belastet.«

Die zweite Hypothese soll konkret die Rolle der Kommune in der neuori-
entierten Wohnungspolitik überprüfen. Angefangen bei dem Einsatz stadt-
planerischer Instrumente, über die Verwaltung bis hin zum kommunalen 
Wohnungsunternehmen als Akteur des Wohnungsmarktes. »Wenn die 

gebiet mit verschiedenen 
Inhalten verbunden sind 
und sich sehr beliebig aus-
legen lassen [vgl. ebd. 13]. 

5
Zu der Frage »Wem gehört 
die Stadt?« veranstaltete 
das lokale Radio Lotte eine 
Podiumsdiskussion am 
01.07.2014 im Kesselsaal 
des E-Werkes. Auf dem 
Podium saßen Hasko Weber 
[DNT], Oberbürgermeister 
Stefan Wolf [SPD, WWS], 
Christian Holtzhauer [Kunst-
fest], Sven Opel [Lichthaus-
Kino], Yvonne Helmbold 
[GWG] und Prof. Max Welch 
Guerra [BUW]. Damit kam es 
zu einer der ersten öffent-
lichen Diskussionen ver-
schiedener Akteure und 
öffentlichen Debatte von 
Seiten der Universität zur 
Wohnraumversorgung. Die 
W o h n ra u m p r o b l e m a t i k 
wurde am stärksten dis-
kutiert, wobei die Frage 
auch Raum ließ für andere 
Themen [vgl. Radio Lotte. 
2014b]. Doch auch »Das 
Erste« [ARD] beantwortete 
unter dieser Fragestellung 
das Thema der Wohnraum-
versorgung in Berlin, und 
stellt die Ziele der jeweiligen 
Akteure dar, mit welchen 
Maßnahmen sie vorgehen 
und wie erfolgreich diese 
sind [vgl. Kähler; Wilcke. 
2014]
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bebauten und unbebauten Liegenschaften und Unternehmen der öffentli-
chen Hand stärker für die Bereitstellung von bezahlbarem Wohnraum genutzt 
werden, wird mehr Wohnraum im unteren und mittleren Preissegment zur 
Verfügung stehen.«

1.3 Ziel- und Fragestellungen sowie Methodik

Übergeordnetes Ziel der Arbeit ist es, wohnungspolitische Instrumente zur 
Gewährleistung von bezahlbarem Wohnraum zu erfassen, wodurch preis-
günstige Wohnungen gesichert und erweitert werden können. Daraufhin 
soll eine Handlungsempfehlung für Weimar erarbeitet werden, die darstellt, 
welche Instrumente auf Weimar übertragbar sind. Das heißt die Arbeit 
geht der forschungsleitenden Frage nach: »Welche wohnungspolitischen 
Instrumente eignen sich, um bezahlbaren Wohnraum in Weimar zu 
gewährleisten?« Mit dieser Hauptfrage wird ein gestaltungsorientierter 
Forschungsansatz verfolgt. Was bedeutet, dass in der Arbeit bestimmte 
Mittel untersucht und genannt werden, mit denen ein bestimmtes Ziel 
und damit eine Verbesserung des Ist-Zustandes erreicht werden soll. Die 
Mittel sind in diesem Falle wohnungspolitische Instrumente einer mittel-
städtischen Kommune. Das Ziel ist die Verbesserung des Wohnungsange-
botes im unteren und mittleren Preissegment. Demnach werden Instru-
mente genannt, um das Angebot an bezahlbarem Wohnraum in Weimar zu 
erhalten und zu erweitern. Für die Beantwortung der forschungsleitenden 
Frage und Verifizierung der beiden Hypothesen sind entsprechende Teilziel-
stellungen erforderlich, die zu einer Gliederung der Arbeit in vier wesentliche 
Bestandteile führen. 

Aufgrund der Motivation, ein aktuelles Thema von gesellschaftlichem Inter-
esse wissenschaftlich zu analysieren und der Tatsache, dass bezahlbarer 
Wohnraum nicht gesetzlich definiert ist, ergeben sich die ersten grundle-
genden Teilfragen: »Was ist bezahlbarer Wohnraum? Warum ist diese Art 
des Wohnraums notwendig und wer nimmt diesen in Anspruch?« Dafür 
wird die namensähnliche Verbindung, bezahlbarer Wohnraum, im zweiten 
Kapitel definiert, die zunächst nach einer wagen Forderung klingen mag. 
Ebenso die Zielgruppe, welche diesen Wohnraum beansprucht und der 
räumliche Rahmen der Betrachtung. Zudem werden alle Akteure genannt, 
die für die aktuelle Wohnraumversorgung und -debatte relevant sind. 
Aufgrund eines unzureichenden Forschungsstandes im Bereich der Fachli-
teratur, werden Studien und Publikationen von Wohnungsmarktakteuren 
sowie qualitative Befragungen herangezogen, um die bisherigen Aussagen 
und Meinungen über bezahlbaren Wohnraum zusammenzufassen. Alle 
Akteure des Weimarer Wohnungsmarktes werden anhand von Recherchen 
in den Lokalmedien kurz dargestellt. 
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Im dritten Kapitel wird sowohl die Entwicklung des Wohnungsmarktes und 
der aktuelle Status Quo dargestellt, als auch die Rolle des bezahlbaren 
Wohnraumes in Weimar herausgearbeitet. Ziel ist es herauszufinden, 
welche Instrumente in Weimar bereits angewandt werden und diese zu 
bewerten. Schwerpunkt ist es zu untersuchen inwiefern die Konzepte 
und Projekte bezahlbaren Wohnraum berücksichtigen, diese dahingehend 
zu untersuchen und ggf. Handlungsempfehlungen auszusprechen. Des 
Weiteren wird die Entwicklung des Wohnungsmarktes seit 1990 skizziert, 
um die deskriptiven Fragen beantworten zu können: »Wie hat sich der 
Wohnungsmarkt in Weimar nach der Wiedervereinigung entwickelt? Wie 
stellt sich die aktuelle Situation des Wohnungsmarktes dar und seit wann 
sind Preissteigerungen feststellbar?« 
	 Um diese Fragen beantworten zu können werden kommunale 
Konzepte, Erhebungen des Thüringischen Immobilienmarktes sowie 
Daten der Ämter für Statistik herangezogen. Da das Thema von aktuellem 
politischen Interesse ist, die statistische Daten aber immer zwei Jahre 
zurückliegen, werden auch aktuelle Daten herangezogen. Teilweise über 
die Akteure der Wohnungspolitik, aber auch durch politische Anfragen 
der Stadträte. Darüber hinaus wird ausgearbeitet: »Welche Instrumente 
werden in Weimar bereits angewandt und inwiefern wird das Angebot 
an bezahlbarem Wohnraum erhöht?« Dazu werden die Stadtentwicklungs- 
und Wohnungsmarktkonzepte seit 1990 untersucht und die dort genannten 
Instrumente auf ihre Wirksamkeit überprüft und bewertet. Um die Wirksam-
keit überprüfen zu können, werden in einem ersten Schritt städtische 
Publikationen, wie der Rathauskurier oder lokale Medien herangezogen. In 
einem zweiten Schritt werden auch die realisier-ten Wohnbauten betrachtet 
und auf die Teilfrage untersucht: »Welche Wohnprojekte wurden seit den 
Mietpreissteigerungen in Weimar realisiert, welche Bewohnergruppen 
weisen sie auf und inwiefern stellen sie bezahlbaren Wohnraum zur 
Verfügung?« 
	 Hierbei werden relevante Projekte seit der Mietpreissteigerung 
untersucht. Relevanz meint hier; eine gewisse Größe, ein hohes Maß an 
Medienpräsenz, ggf. Proteste oder bestimmte Alleinstellungsmerkmale im 
Wohnungsbau. Die Wohnungsbauten und Wohnungsbauvorhaben, inner-
halb des Weimarer Stadtgebietes, werden nach Trägerschaft untersucht, 
um herauszufinden ob die Art der Trägerschaft ein bestimmtes Teilseg-
ment des Wohnungsmarktes versorgt. Daher wird eine Unterteilung in 
drei Bauträger vorgenommen: Landespolitische und kommunale Projekte, 
Projekte von Investoren sowie private BauträgerInnen. Unabhängig von der 
Rechtsform des jeweiligen Trägers. Neben den lokalen Medien wird für die 
Auflistung der privaten Projekte im Besonderen das Portal der Wohnstra-
tegen herangezogen und lokal vernetzte Akteure befragt.
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Das vierte Kapitel der Arbeit widmet sich der Betrachtung von (weiteren) 
wohnungspolitischen Instrumenten, die möglicherweise auf Weimar 
übertragbar sind. Um herauszufinden inwieweit sie übertragbar sind, ist es 
notwendig deren Wirkungsgrad einschätzen zu können. Ziel ist es, praktisch 
erprobte Instrumente anderer Städte zu finden, die Rahmenbedingungen zu 
ermitteln unter denen sie angewandt werden und unter welchen Vorausset-
zungen sie übertragbar sind. Die Dezentralisierung der Wohnungspolitik hat 
zu einer stärkeren Kompetenz der Kommunen geführt [Krummacher 2011. 
205]. Daraus folgte der logische Schluss, dass die Kommunen selbst auf 
ihre Handlungsstrategien und Erfahrungen untersucht werden müssen.
	 Damit keine Handlungsempfehlung basierend auf der Summe 
von Erfahrungen oder sogar Vorurteilen bzw. Fehlentscheidungen entsteht 
[Töpfer. 2009. 137], werden zuvor wesentliche Instrumente aus der Litera-
tur angerissen. Die theoretische Analyse und die praktische Untersuch-
ung stehen sich nicht gleichwertig oder vergleichend gegenüber. Denn 
theoretisch beschriebene Instrumente können die individuelle Anwendungs-
erfahrung einzelner Städte nicht ersetzen. Es wird lediglich der Stand der 
Forschung aufgezeigt und Definitionen genannt. Falls die Arbeit hervor 
bringt, dass keine der untersuchten Städte Instrumente anwendet, wird 
auf die in der Literatur genannten Instrumente verwiesen. Darüber hinaus 
wird diese Auflistung von theoretischen Instrumenten für einen Vergleich 
der Städte genutzt. Es soll schließlich die Frage beantwortet werden: 
»Mit welchen [weiteren] Instrumenten kann eine Mittelstadt wie Weimar 
Einfluss auf die kommunale Wohnungspolitik nehmen, um bezahlbaren 
Wohnraum zu sichern und zu schaffen?« Im Wesentlichen beschränkt sich 
die Arbeit auf die kommunale Wohnungspolitik und kommunale Handlungs-
konzepte, d.h. lokale sowie informelle Instrumente6 rücken in den Fokus. 
Um in Erfahrung zu bringen welche Instrumente von anderen Städten 
angewandt werden und welche davon übertragbar sind, werden qualitative 
Befragungen, d.h. Interviews mit Expertinnen und Experten in den jeweiligen 
Orten durchgeführt, was vorrangig VertreterInnen der Stadtverwaltungen 
sind.7 Denn die aktuell angewandten Strategien wurden lokal ausgewählt 
und sind in der Fachliteratur nicht zu finden.
	 Diese Interviews geben i.d.R. zwar Auskunft über Entwicklung, 
aktuelle Situation und geplante Maßnahmen, wobei die Anwendung der 
Instrumente nur in Weimar überprüft wird. Daher stellen Gutachten und 
Studien,8 Veröffentlichungen kommunaler Wohnungsgesellschaften und 
Verbände,9 städtische Debatten10 oder Wohnungsmarktkonzepte anderer 
Städte eine wichtige, zeitgemäße Quelle dar, neben den Interviews. 
	 Da nicht jede deutsche Stadt, in der von steigenden Mietpreisen 
zu lesen ist, übertragbare Handlungsstrategien anwendet und untersucht 
werden kann, werden zunächst Fallbeispiele anhand bestimmter Kriterien 
ausgewählt. Es handelt sich dabei um Kriterien, die laut der voran gegan-

6 
Formelle Instrumente, wie 
Gesetze oder Verträge, 
basieren auf einer Rechts-
grundlage, sind normativ, 
verbindlich, planungsorien-
tiert und duch top-down-
Vorgaben gesteuert (z.B. 
der Flächennutzungs- 
oder Bebauungsplan). Bei 
informellen Instrumenten 
handelt es sich vielmehr 
um Empfehlungen, Haltun-
gen, buttom-up-Vorschläge, 
die projektorientiert, selbst-
bindend für die beteiligten 
Akteure, handlungs- und 
umsetzungsorienteiert sind, 
wie ein Stadtentwicklungs-
plan oder Beteiligungs-
verfahren [vgl. Krappweis. 
2003].

7
Diese Interviews werden nur 
in Form von Gedächtnispro-
tokollen wiedergegeben. Ein 
methodischer Kompromiss, 
um wissenschaftlichen 
Anforderungen gerecht zu 
werden und trotzdem Infor-
mationen zu erhalten, die 
erfahrungsgemäß umfang-
reicher ausfallen, wenn keine 
detailgetreue Gesprächs-
dokumentation stattfindet. 

8 
vgl. BBSR. 2012. | RegioKontext 
GmbH. 2013. | Bertelsmann 
Stiftung. 2013. | Prestel Institut. 
2014 u. A
. 
9
vgl. vdw. 2012. sowie Publika-
tionen des vtw.  

10
vgl. Freie Hansestadt Hamburg. 
2010. | 2011. | 2013.
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genen Analyse zur Verknappung und Verteuerung von Wohnraum beitragen. 
Dazu zählen die Einwohnerzahl und -dichte, der Umstand, dass es sich um 
eine Universitätsstadt handelt und dass sowohl die Bevölkerung als auch 
die Mietpreise eine steigende Tendenz aufweisen. Die Mittelstädte werden 
bezüglich dieser Kriterien verglichen und jene ausgewählt, die maximale 
Ähnlichkeit zu Weimar aufweisen. Durch diese Methode sollen Anwen-
dungserfahrungen, Vor- und Nachteile sowie Handlungsempfehlungen 
aus der Expertise weiter gegeben werden können. Einerseits weil diese 
von ähnlichen Rahmenbedingungen geprägt sind und Lösungsstrategien 
durch ein vergleichbares Umfeld leichter und schneller umsetzbar sind. 
Andererseits sind die Kommunen, durch die veränderte Wohnungspolitik, zu 
individuellen Lösungsansätzen aufgefordert. 
	 Als ähnlich stellten sich Bamberg, Bayreuth, Flensburg, Fulda, 
Gießen, Greifswald, Konstanz, Lüneburg, Marburg, Speyer und Tübingen 
heraus. Mit VertreterInnen aus fünf dieser Städte wurden Interviews 
durchgeführt, wobei sich Marburg und Tübingen für eine ausführliche 
Betrachtung als besonders hilfreich erwiesen. Obwohl in Marburg wenige 
Strategien erprobt wurden, wird sie als Beispiel herangezogen, da derzeit 
ein Wohnungsmarktkonzept von einem Forschungsinstitut erstellt wird. 
Das Konzept soll unter Anderem das gleiche Ziel für Marburg erfüllen, 
wie diese Forschungsarbeit für Weimar [vgl. InWIS. 2014. 12]. Tübingen 
hingegen hat eigens Wohnungsmarktkonzepte erstellt und im Laufe der 
letzten Jahrzehnte ein umfangreiches Sortiment an Instrumenten, in 
Verbindung mit einem dementsprechenden Erfahrungsschatz im Umgang, 
angelegt. Der Vergleich mit einigen ausgewählten Städten reicht aus, 
um die Handlungspotentiale für Weimar direkt ablesen zu können. Eine 
Betrachtung weiterer Städte hätte trotz hohem Forschungsaufwand nur 
eine geringfügige Wissenserweiterung bedeutet. Auf Gegenproben wird 
aus drei Gründen verzichtet: Erstens werden Großstädte und Metropolen 
nicht herangezogen, da deren Instrumente untersucht wurden und bereits 
vorliegen [z.B. BBSR. 2012]. Zweitens sind Kleinstädte selten von Reurba-
nisierung und steigenden Mietpreisen betroffen. Drittens werden sich kaum 
Handlungsansätze in schrumpfenden (Mittel-)Städten ableiten lassen.
	
Schließlich soll im fünften Teil zusammen gefasst werden, welche Instru-
mente in Weimar Anwendung finden können. Es werden Einfluss-, Stra-
tegie-, Gestaltungs- und Wirkungsgrößen mit dem Ziel einer Handlungs- und 
Gestaltungsempfehlungen [vgl. Töpfer. 2009. 137] zur Gewährleistung von 
bezahlbarem Wohnraum rekurriert. Diese werden in der oben genannten 
Struktur in Instrumente aufgeteilt, die vorhandenen bezahlbaren Wohnraum 
sichern, oder diesen erweitern. Darüber hinaus werden Vorschläge gemacht, 
die bisher angewandten Instrumente zu verbessern und Instrumente 
genannt, die als nicht übertragbar eingeschätzt werden. 

�
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2.1 Definitionen von bezahlbarem Wohnraum

Bezahlbarer Wohnraum wird in der Literatur unterschiedlich gedeutet 
und es gibt keine einheitliche oder anerkannte Definition des Begriffs. 
Es handelt sich dabei auch nicht um einen Eigennamen, sondern um 
eine substantivische Wortgruppe. Die fehlende begriffliche Festlegung 
oder gesetzliche Verankerung ist ein erster grundlegender Mangel. Es 
ist nicht möglich diesen Wohnraum zu sichern, zu erweitern, zu fordern 
oder zu fördern, wenn es kein allgemeingültiges Verständnis gibt. Sofern 
es bezahlbaren Wohnraum geben soll, ist zunächst zu klären, wann er als 
bezahlbar gilt. Daher werden bisherige Definitionen untersucht, um eine 
Aussage treffen zu können, und um damit der forschungsleitenden Frage 
nachgehen zu können, was bezahlbarer Wohnraum ist, warum diese Art 
des Wohnraums notwendig ist, wer ihn beansprucht und wo er ggf. fehlt.

Obwohl die Aussage »bezahlbarer Wohnraum« immer häufiger in der 
wohnungspolitischen Diskussion vorkommt, ist sie in bisher existierenden 
Definitionsansätzen unbestimmt. Alle Aussagen beinhalten jedoch den 
normativen Inhalt, dass es sich bei Bezahlbarkeit um keine absolute Größe 
handelt, sondern diese immer im Verhältnis zum Einkommen der Mietenden 
bzw. des Haushaltes steht[vgl. vdw. 2012. 25ff. | Interviews. 2014]. Da das 
Einkommen, neben vielen anderen Einflussfaktoren, regional variiert ergibt 
sich folglich, dass Bezahlbarkeit aufgrund des Einkommens und unter-
schiedlicher Nachfrage regionalspezifisch definiert werden muss.11 Dieses 
Verständnis kann als allgemeingültig betrachtet werden. Darüber hinaus 
werden von einzelnen Personen der Wohnungspolitik weitere Betrachtungs-
kriterien und konditionale Bedingungen ergänzt, deren Autorenschaft sich 
jedoch nicht regional zuordnen oder nach Vertreterguppen kategorisieren 
lassen. So sind Wohnwünsche, -präferenzen oder -bedürfnisse, die Bedeu-
tung die Mietende dem Wohnraum und seinen Eigenschaften (wie Lage, 
Größe, Sanierungszustand, Qualitätsmerkmale etc.) beimessen, weitere 
Kriterien, die deren Zahlungsbereitschaft beeinflussen [vgl. ebd.].

Der Begriff Bezahlbarkeit suggeriert durch die Silbe -zahl- einen 
numerischen Wert, den es in dieser Form nicht gibt. Vielmehr handelt 
es sich um im Verhältnis stehende Mengen. Es wird angenommen, 
dass Wohnraum als bezahlbar gilt, solange die Kaltmiete nicht mehr 
als 25 % des monatlichen Haushaltsnettoeinkommens beträgt [vgl. 
vwd. 2012. 30]. Es existieren diesbezüglich verschiedene Werte, wie 
hoch die laufende Belastung durch Mietausgaben sein sollte.12 Bereits 
in den 80er Jahren erhöhte sich die Quote und stieg nach der Wieder-
vereinigung für alle Einkommensgruppen, jedoch nicht gleichermaßen. 

11
Vereinzelt taucht auch das 
Argument auf, dass Bezahl-
barkeit insofern region-
alspezifisch ist, dass an 
einem Ort mit einem hohen 
Bedarf an Wohnraum auch 
eine hohe Zahlungsbere-
itschaft vorauszusetzen ist 
[vgl. vwd. 2012. 32]. Dem 
ist argumentativ zu wider-
sprechen. Mietpreise haben 
regionalspezifisch nur dann 
die Berechtigung höher zu 
sein, wenn auch das durch-
schnittliche Einkommen 
dort nachweislich höher ist, 
ansonsten widerspricht sich 
die Forderung nach bezahl-
barem Wohnraum selbst. 

12
Die Mietbelastung(squote) 
eines Haushalts bezeichnet 
den Anteil am Haushalts-
nettoeinkommen, der für die 
Bruttokaltmiete aufgebracht 
werden muss unter Berück-
sichtigung von Sozialleis-
tungen, wie Wohngeld oder 
Kosten der Unterkunft [vgl. 
Destatis. 2013. 151].
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»Diese Quote hat sich im Rahmen der oben beschriebenen Mietsteigerungen für 
ostdeutsche Hauptmieter im Zeitraum von 1990 bis 2008 von extrem niedrigen 
fünf Prozent auf fast 28 Prozent fast versechsfacht [...]. Mit anderen Worten, die 
Ausgaben der Haushalte für die Bruttokaltmieten sind zum Teil deutlich schneller 
gewachsen als die Einkommen der Mieter.« [Frick; Grimm. 2009. 19] 

Für die unterste Einkommensgruppe versechsfachte sich die Mietkosten-
belastung allein in den 90er Jahren, aufgrund von Mietpreissteigerungen 
innerhalb der Dekade. Einige AutorInnen sagen, dass dieser Richtwert 
aus Gründerzeit kaum noch einzuhalten und zu hinterfragen sei [vgl. ebd. 
27 | Interview Goller. 2014 | Stone. 2006. 152]. Anschließend stagnierte 
die Quote und erhöht sich erst jetzt auf 40% für das unterste Einkom-
mensquintil [vgl. Frick; Grimm. 2009. 22]. Der Rahmen von 25-40% lässt 
auch die Erfüllung höherer Wohnansprüche zu, wird der Richtwert jedoch 
überschritten, stehen weniger Mittel für Wohnnebenkosten, Lebensmittel, 
Kultur, Bildung oder zum Sparen zur Verfügung, was die Lebensqualität 
einschränkt. In dieser Arbeit wird davon ausgegangen, dass anhand der 
Überschreitung des Spielraumes von 25-30% gemessen werden kann, ob 
der Wohnraum für den jeweiligen Haushalt bezahlbar ist, oder nicht. Wird 
dieser individuelle Maximalwert überschritten ist anzunehmen, dass die 
Mietkostenbelastung zu hoch ist [vgl. vwd. 30f.].
	 Stone13 [2013] ist der Meinung, dass Haushaltseinkommen und 
Wohnkosten mehr sind als nur eine prozentuale Verhältnisgleichung. Für 
ihn ist es die Interaktion zwischen Einkommen, Wohnkosten und Bedürf-
nissen, die über das Wohnen hinaus geht [vgl. Stone. 2013. 179]. Bezahl-
barkeit ist seiner Meinung nach abhängig von mehreren Spannungsver-
hältnissen.14 Das so verstandene affordability-Konzept geht anders herum 
vor und fragt welcher Betrag einem Haushalt nach Abzug aller Lebens-
haltungskosten noch für das Wohnen zur Verfügung steht [vgl. Stone. 
2006. 44]. Somit würden die unterschiedlichen Ausgaben verschiedener 
Nutzergruppen berücksichtigt werden. Auch wenn die Forschungs-
arbeiten im angelsächsischen Raum wesentlich weiter fortgeschritten 
sind als hierzulande, kommt Stone zu dem Ergebnis von »[d]iverse and 
incompatible definitions of housing affordability.« [ebd. 40]

Der Begriff Wohnraum bezeichnet zunächst alle Räume, die für Wohnzwecke 
bestimmt sind15 und für die Eigennutzung gemietet werden. Es wird in dieser 
Arbeit der gemietete Raum und die Nettokaltmiete betrachtet, um mit allge-
mein vergleichbaren Werten arbeiten zu können. Mit der Ausklammerung von 
Wohnnebenkosten grenzt sich bezahlbarer Wohnraum von ähnlichen Schlag-
wörtern innerhalb der Debatte, wie bezahlbare Mieten, hohe Wohnkosten 
und Anderen ab. Um tatsächlich eine Aussage treffen zu können, was als 
bezahlbar gilt, sind weitere Eingrenzungen notwendig. Anhand der beste-

13	
»Professor of Community Plan-
ning and Public Policy in the 
College of Public and Commu-
nity Service at the University 
of Massachusetts-Boston.« 
[Stone. 2013. 180] 

14	
»1. Conceptual rigor versus 
practical policy implica-
tions; 2. Housing Affordability 
versus »affordable housing«; 
3. Housing affordability versus 
housing standards; 4. A nor-
mative standard of affordabil-
ity versus empirical analysis 
of housing cost in relation to 
incomes« [Stone. 2013. 152f.]

15
Gemäß der Definition der 
Ämter des Bundes und der 
Länder: »Wohnräume sind 
Räume, die für Wohnzwecke 
bestimmt sind und min-
destens eine Wohnfläche von 
6 m² haben, sowie alle Küchen 
(diese ohne Rücksicht auf die 
Größe).« [vgl. TLS. 2014] Defi-
nitionen über Wohnfläche der 
Gesetzesgrundlagen, wie in 
BGB oder entsprechenden 
DIN-Normen spielen hier keine 
Rolle.

16
Die Nutzung von Strom, 
Wärme, der Wasserver-brauch 
variieren sehr stark zwischen 
den Mietenden. Auch die jew-
eilige Gebäudetechnik eines 
Hauses, wie das Heizsystem, 
der Sanierungs- und Energies-
tandard oder die regionale 
Preisentwicklung für Neben-
kosten variieren so stark, dass 
diese nicht betrachtet werden 
können. Die Werte wären nicht 
vergleichbar.

17
So ist z.B. eine Betrachtung 
der Einkommens- und Miet-
preisstruktur eines Bundeslan-
des wenig repräsentativ, da die 
Wohnungspolitik im ländlichen 
Raum mit Leerstand und nur 
in Agglomerationsräumen mit 
Wohnungsmangel konfron-
tiert ist.
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henden Literatur ist es möglich, weitere Regeln bzw. Verhältnismäßigkeiten 
herzustellen, die zur (regionalspezifischen) Konkretisierung beitragen.16 
Die Präzisierung von Bezahlbarkeit ist immer in einem deduktiven 
Definitionsverfahren zu erstellen, das heißt von der oben beschriebenen 
Allgemeingültigkeit hin zu konkreten Daten eines Landkreises oder einer 
kreisfreien Stadt. Denn je kleiner das räumliche Feld der Betrachtung, 
desto präziser die numerische Eingrenzung von Bezahlbarkeit.17 Um 
gestaffelte, absolute Aussagen über die Bezahlbarkeit treffen zu können, 
sollte die Betrachtung nach Verwaltungskreisen erfolgen. Ein Vorgehen in 
umgekehrter Reihenfolge kann zu einem inhaltlich falschen Rückschluss 
führen, wie der Ansatz, bezahlbaren Wohnraum mit dem »unteren Drittel 
der ortsüblichen Mietpreise« [vgl. vwd. 35] zu definieren. Durch dieses 
Vorgehen werden nicht die Kapazitäten der Mietenden als Bezugsein-
heit verwendet, sondern die regionalen Angebotspreise der Wohnungen. 
Vielmehr sollte es eine Ermittlung der Haushalte nach Einkommen geben, 
die mit den verfügbaren Wohneinheiten nach Preis und Räumen vergli-
chen werden können.

Auch das Wohnungsmarktkonzept Weimars leistet in Sachen Definition 
keinen Beitrag [vgl. Stadt Weimar. 2013. 20]. Die Autoren, einer von Vereinen 
der Immobilienbranche in Auftrag gegebenen Studie über »Strategien für 
bezahlbaren Wohnraum in der Stadt«, definieren den Gegenstand zwar 
präzise, aber wie beiläufig in einem Unterpunkt.18 Aus den oben genannten, 
allgemeingültigen Punkten vom Verhältniss Miete zu Einkommen und dem 
der individuellen Wohnpräferenzen, entwickeln die Autoren zwei Begriffe: 
die »Mietzahlungsfähigkeit« und die »Mietzahlungsbereitschaft« [vgl. 
RegioKontext GmbH. 2013. 29]. Diese Begriffe werden durch die Mietenden 
definiert, was konkrete Werte hervorbringt. Aus diesen Begriffen lässt sich 
die Beziehung herleiten, dass Wohnraum nur dann bezahlbar ist, wenn 
die Mietzahlungsbereitschaft (was iemand für seine Wohnansprüche 
ausgeben möchte) nicht größer ist, als die jeweilige Mietzahlungsfähigkeit 
(was jemand maximal ausgeben kann). Wohnbedürfnisse bzw. Wohnwün-
sche sind wissenschaftlich schwer definierbar und empirisch kaum zu 
erfassen. Stone [2006. | 2013] ergänzt den relativen Veränderungen von 
Wohnkosten Einkommen und subjektive Wahrnehmung, den Standard der 
Wohnung sowie die familiären Finanzen19 [vgl. Stone. 2013. 157f.].

Doch es weist auf einen Konflikt im Verständnis über bezahlbaren Wohnraum 
hin. Das Verständnis der Mietenden von bezahlbarem Wohnraum, d.h. ihre 
Zahlungsbereitschaft innerhalb ihrer Zahlungsfähigkeit, unterscheidet sich 
von dem Verständnis der Vermietenden. Es widerspricht den Prinzipien 
der Preisbildung und dem, was scheinbar bezahlbar ist. Die Forderung 
nach bezahlbarem Wohnraum lässt den Rückschluss zu, dass es auch 

18
»Bezahlbarkeit bestimmt sich 
primär relativ zum Ein-kom-
men, umfasst aber auch die 
individuellen Wohnpräferen-
zen. Anders formuliert: Das 
Einkommen limitiert die Zah-
lungsfähigkeit in absoluter 
Weise nach oben (,Mietzah-
lungsfähigkeit‘). Unterhalb 
dieser Grenze können sich 
zusätzlich individuelle Vor-
stellungen darauf auswirken, 
welcher Einkommensanteil 
für das Wohnen ausgegeben 
werden soll (,Mietzahlungsbe-
reitschaft‘), immer auch unter 
der Frage-stellung, wie gut 
die jeweilige Wohnung (noch) 
den eigenen Wohnpräferenzen 
nahe kommt – in Größe, Lage, 
Komfortaspekten etc.« [Regio-
Kontext GmbH. 2013. 29]

19
»1. Relative – changes in the 
relationship between summary 
measures of house prices or 
costs and household incomes; 
2. Subjective – whatever indi-
vidual households are willing to 
or choose to spend; 3. Family 
budget – monetary standards 
based on aggregate housing 
expenditure patterns; 4. Ratio – 
maximum acceptable housing 
cost/income ratios; 5. Resid-
ual – normative standards of 
a minimum income required 
to meet nonhousing needs at 
a basic level after paying for 
housing.« [Stone. 2013. 157f.]
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unbezahlbaren Wohnraum geben muss. Dem ist jedoch nicht so, da nahezu 
jeder Wohnraum einen Mietenden findet, besonders wenn die Nachfrage 
hoch und das Angebot gering ist [vgl. vwd. 27]. Wohnraum mit all seinen 
Eigenschaften, ist eine Ware der sozialen Marktwirtschaft, die den Preisbil-
dungsmechanismen der selbigen unterliegt. Solange eine Wohnung einen 
Mietenden findet, gilt sie für Vermietende nicht als unbezahlbar. Dieser 
Konflikt ist nur zu überwinden, wenn die Kommune und die Anbieter von 
bezahlbaren Wohnraum, die gleiche Vorstellung davon haben, was auch 
für untere Einkommensgruppen bezahlbar ist und was nicht. Ein erster 
Anhaltspunkt für eine Interessensvermittlung und damit Definitionsziel ist, 
Verständnis zwischen den verschiedenen Akteuren und den Mietenden 
herzustellen. Daher ist es notwendig, zu erfassen welches Einkommen den 
Mietenden zur Verfügung steht und diese Daten an Kommunen und nicht 
gewinnorientierte Akteure der Wohnraumversorgung heranzutragen, um ein 
gemeinschaftliches Verständnis von bezahlbarem Wohnraum zu schaffen. 
Diese Daten liegen für die Kreisstadt Weimar nicht vor [vgl. TLS. 2012].

Aus dem bisherigen Diskurs ergibt sich, dass Wohnraum bezahlbar ist, 
wenn die Nettokaltmiete 25-30% des Nettoeinkommens eines Haus-
haltes nicht überschreitet und ihre grundlegenden Wohnbedürfnisse 
damit abgedeckt werden. Sofern Mietende mehr für die reinen Mietkosten 
bezahlen oder die Miete höher ist als deren Mietzahlungsbereitschaft, ist 
der Wohnraum für den Mietenden zu teuer, aber nicht unbezahlbar. 

Um herauszufinden, was für die Mehrheit als bezahlbar gilt, werden 
demnach keine empirischen Befragungen erstellt, sondern statistische 
Daten gesammelt und verglichen. In Weimar sind bisher nur Daten 
erfasst, die belegen, dass 26% aller Haushalte unter 900 € monatlich zur 
Verfügung haben, inklusive Wohngeld und sämtlichen anderen Transfer-
leistungen [vgl. Stadt Weimar. 2013. 12]. Im Umkehrschluss würde dies 
bedeuten, dass 9.177 von insgesamt 35.296 Haushalten nur 225-270 € für 
ihre Kaltmiete ausgeben sollten, damit die Mietkostenbelastung nicht zu 
hoch ist.20 Selbst wenn die Wohnstätte21 all ihre Bestände, von ca. 6.000 
Wohnungen und nicht nur 90% davon, zu einem unteren oder mittleren 
Preis nach Mietspiegel vermieten und den Mietpreis nicht weiter erhöhen 
würden, reicht der Bedarf immer noch nicht aus, um die Haushalte mit 
weniger als 900 €/Monat angemessen zu versorgen [vgl. DS 174/2011. 7]. 
Nach diesen Vergleichen von Einkommen zur monatlichen Kaltmiete 
könnten mit ausführlicheren Daten weitere Untersuchungen durchgeführt 
werden. 
	 Darauf aufbauend kann untersucht werden, in welchem Segment 
der größte Bedarf besteht. Es ist damit zu rechnen, dass in allen Segmenten 
ein ähnlich hoher Bedarf besteht, aber das untere und mittlere Segment 

20
Das entspricht ca. 6,00  €/m² 
für einen Einpersonenhaushalt, 
4,50  €/m² für einen Zweiper-
sonenhaushalt und 3,60  €/m² 
für einen 3-Personenhaush-
alt, gemäß Wohnflächen der 
Landeswohnraumförderung. 

21
Die Weimarer Wohnstätte 
GmbH (WWS) ist das kom-
munale Wohnungsunterne-
hmen der Stadt Weimar 
und Tochtergesellschaft der 
Kommune. In Kapitel 2.5 
wird näher auf die Aufgaben 
und Ziele der WWS einge-
gangen.


